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Gefe -Sammlung 
für bie 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


ER Nx. 17. 


(Nr. 7986.) Geſetz, betreffend die ben Medizinalbeamten für die Beſorgung gerichtsärztlicher, 
medizinal- oder ſanitätspolizeilicher Geſchäfte zu gewährenden Vergütungen. 
Vom 9. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ic, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für den 
Umfang der letzteren, mit Cindy des Jadegebiets, was folgt: ui. 
KE 

. Die Medizinalbeamten erhalten für medizinal⸗ oder ſanitätspolizeiliche Bere 
richtungen, welche ſie im allgemeinen ſtaatlichen Intereſſe an ihrem Wohnorte 
oder innerhalb einer Viertelmeile von demſelben zu vollziehen haben, außer ihrer 
datsmäßigen Beſoldung keine andere Vergütung aus der Staatskaſſe, als eine 
ntſchädigung von 15 Sgr. für Fuhrkoſten bei jeder einzelnen Amtsverrichtung. 
N Iſt die Verrichtung durch ein Privatintereſſe veranlaßt, fo haben fie von 
E Betheiligten, außer ben etwaigen Fuhrkoſten, eine Gebühr bis zu 5 Rthlrn. für 
en Tag zu beanſpruchen, wobei ſie berechtigt ſind, die Zeit in Anſatz zu bringen, 
welche auf das zu erſtattende Gutachten nothwendig verwendet werden mußte. 
2 Das Gleiche gilt gegenüber den Gemeinden, wenn die Thätigkeit ber Mer 
iinalbeamten für ſolche ortspolizeilichen Intereſſen in Anſpruch genommen 
wird, deren Befriedigung den Gemeinden geſetzlich obliegt. 


i §. 2. 
Sind die im F. 1. bezeichneten Verrichtungen außerhalb des Wohnortes, 
d' zwar mehr als eine Viertelmeile davon entfernt, vorzunehmen, fo erhalten 
ie Medizinalbeamten folgende Sätze: 

J. Kreisphyſiker, Kreiswundärzte und Departements⸗Thierärzte, letztere ine 
deſſen nur bei Reiſen, welche ſie nach einem außerhalb ihres engeren 
kreisthierärztlichen Bezirks gelegenen Orte hin vornehmen: 

e ee E CEL ا وس‎ 2 Rthlr. 15 Sgr. 
für jeden Tag, welcher auf das Geſchäft, ein 
ſchließlich der Reife, verwendet werden mußte; 

b) an Reiſekoſten: 


für jede Meile auf dem Landweg e Je, e? 
für Pa Meile, die auf ber Eifenbahn ober bem 
ampfſchiffe zurückgelegt werden kann 77ت‎ 
Jahrgang 1872. (Nr. 7986.) 36 c) bei 


Ausgegeben zu Berlin den 30, März 1872, 


he 9808 —— 


c) bei Reifen auf der Eiſenbahn oder dem Dampf⸗ 
ſchiffe für Ab- und Zugang zufammen … … — Rthlr. 20 Sgr. 
Die Reiſekoſten, einſchließlich der Nebenkoſten, werden für die 
Hin⸗ und die Rückreiſe beſonders berechnet. N 
Beträgt die Entfernung weniger als eine Meile, fo wird dieſe für 
voll angenommen; bei größeren Entfernungen wird das Meilengeld nach 
Viertelmeilen vergütet und eine angefangene Viertelmeile für voll am 
genommen. E 
pose in beſonderen Fällen für die ganze Reife nachweislich 
höhere Fuhrkoſten, als die vorſtehend beſtimmken, aufgewendet werden 
müſſen, ſo ſind dieſelben zu vergüten. 
II. Kreisthierärzte und Departements ⸗Thierärzte, ſofern letztere Reifen inner’ 
halb ihres kreisthierärztlichen Bezirks zu machen haben, PEE 
a) UM Sagegelbent... 52. vene o RR Te Li I 1 Rthlr. 15 Sgt, 
` b) an Reiſekoſten: 
für jede Meile auf dem Yandwege........:. Sat (ei One fe 
für jede Meile, welche auf ber Eiſenbahn oder 
pi bem Dampfſchiffe zurückgelegt werden 


n ee ens e ad we — : TES 
c) att SBebentollen eeneg Ee E ee bf 
Im Uebrigen finden die Beſtimmungen sub I. Anwendung. 
§. 3. 


1) Für Abwartung eines Termins 2 Rihlr. 
und, inſofern der Termin über drei Stunden dauert, für 
jede folgende ganze oder angefangene Stunde 15 Sgr. 


hat, für Ko Tag beſonders berechnet. 


2) Für die Beſichtigung eines Leichnams ohne Obduktion leinſchließlich der 
Termins guh anain R + Aust. satten e CRN 2 RIL. 

3) Für den Bericht hierüber (zu 2.), falls derſelbe nicht fogleich 
zu Protofoll gegeben wird عو س‎ E det ا( سی‎ a Neel 1 

4) Für die Beſichtigung und Obduktion eines Leichnams (eim. 
ſchließlich der Terminsgebühr ⸗ ʒ eee وسر‎ RE 


War der Leichnam bereits 6 Wochen oder länger begraben, oder 
hatte derſelbe 14 Tage oder länger im Waſſer gelegen, ſo ſind für die 
Beſichtigung und Obduktion einſchließlich der Terminsgebühr 8 Rihlr. 


ür den vollſtändigen Obduktions bericht. 2—6 28 
ſtändig 4 60 gii 


EST A. STER 


6) Für jedes andere mit wiſſenſchaftlichen Gründen unterſtützte, nicht 
bereits im Termin zu Protokoll gegebene Gutachten, es mag daſſelbe 
den körperlichen oder geiſtigen Sultan? einer Perſon ober eine Sache 
„„ „ou d پر وو‎ 2—8 Rthlr. 

Die höheren Sätze find insbeſondere dann zu ہی‎ Ee wenn 
eine zeitraubende Einſicht der Akten nothwendig war, ober die Unter, 
ſuchung die Anwendung des Mikroſkops oder anderer Inſtrumente oder 
Apparate erforderte, deren Handhabung mit beſonderen Schwierigkeiten 
verbunden iſt. 

7) Für bie Ausſtellung eines Befundſcheins ohne nähere gutachtliche Aus⸗ 
a ß UT RET NR E: 1 Rthlr. 

Wenn Medizinalbeamte ſich zur Reinſchrift ihrer Berichte oder 
Gutachten (Nr. 3. 5. 6.) fremder Hülfe bedienen, ſind ihnen Kopialien 
zum Satze von 2 Sgr. 6 Pf. für den Bogen zu bewilligen. 


$. 4. 
Der bei der Beſichtigung oder Obduktion eines Leichnams zugezogene 
Weite Medizinalbeamte erhält für den Bericht 1—3 9. 


b Sind zwei Medizinalbeamte zu einem gemeinſchaftlichen Gutachten über 
en Gemüthszuſtand eines Menſchen aufgefordert, ſo erhält jeder derſelben die 
Gebühr (S. 3. Nr. 6( mint | 


y Werden bie im $. 3. erwähnten Verrichtungen in einer eine Viertelmeile 
überſteigenden Entfernung vom Wohnort des Medizinalbeamten vorgenommen, 
9 hat dieſer die Reiſekoſten (S. 2. b.) und nach feiner Wahl entweder bie 
Gebühren (S. 3.) oder die Tagegelder ($. 2. a.) zu liquidiren. 

Dieſe Beſtimmung findet auch dann Anwendung, wenn die Verrichtung 
an und für ſich gemäß F. 3. unentgeltlich vorzunehmen iſt. 
$. 6. 

., Sind zu der verlangten ſachkundigen Ermittelung beſondere Vorbeſuche 
Si jo ift, falls nicht die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen Tagegelder 
Dy eiſekoſten liquidirt werden dürfen, für jeden Vorbeſuch eine Gebühr von 

Thaler zu bewilligen. 

» Für mehr als drei Vorbeſuche paffirt die Gebühr nur inſoweit, als bie 
orbeſuche auf ausdrückliches Verlangen der requirirenden Behörde gemacht ſind. 
Se 7. 
Nichtbeamtete Aerzte und Thierärzte erhalten, wenn ſie zu vorſtehend 
A 1—6.) bezeichneten Verrichtungen amtlich aufgefordert werden, in Erman⸗ 
gelung anderweiter Verabredung, dieſelben Gebühren, Tagegelder und Reiſekoſten, 
elche den beamteten Aerzten oder Thierärzten zuſtehen. 
$. 8. i 

Macht eine gerichtliche ober medizinalpolizeiliche Feſtſtellung die 768 
si? Chemikers Én fo erhält derſelbe für feine Arbeit, کر ان‎ be8 

erichts, eine Gebühr von 4 bis 25 Salem. : 

(Nr. 7986—7987.) e Die 
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Die verwendeten Reagentien und verbrauchten Apparate, ſowie KE 
Auslagen für Benutzung eines beſonderen Lokals, find ihm neben der Gebühr 
zu vergüten. Es 


Bei Apothekenviſitationen erhält der mediziniſche Kommiſſarius an feinem 
Wohnort 2 Thaler Tagegelder, außerhalb deſſelben reglementsmäßige Reiſekoſten 
und Tagegelder. 

Der pharmazeutiſche Kommiſſarius erhält Reiſekoſten und Tagegelder nach 
dem den Kreisphyſikern zuſtehenden Satze; außerdem 15 Silbergroſchen für jede 
revidirte Apotheke als Erſatz für verbrauchte Reagentien. 


$. 10. 

Inſoweit die Gebühren vorſtehend nicht nach feſtbeſtimmten Sätzen geregelt 
ſind, iſt der im einzelnen Falle anzuweiſende Betrag nach der Schwierigkeit des 
Geſchäfts und dem zur Ausrichtung deſſelben erforderlich geweſenen Zeitaufwande 
feſtzuſetzen. Dieſe Feſtſetzung hat, wenn fid Bedenken gegen die Angemeſſenheit 


des liquidirten Betrags ergeben, die zuſtändige Regierung oder Landdroſtei end” 


ültig zu bewirken. 
— $. 11. 


Das vorſtehende Geſetz tritt mit dem 1. April 1872. in Kraft. 
Alle dieſem Geſetze entgegenſtehenden Beſtimmungen werden hierdurch 
aufgehoben. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin, den 9. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 7987.) Geſetz, betreffend die Penſionirung der unmittelbaren Staatsbeamten, ſowie der 
Lehrer und Beamten an den höheren Unterrichtsanſtalten mit Ausſchluß 
der Univerſitäten. Vom 27. März 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie / 
was folgt: ۱ 
1 


Jeder unmittelbare Staatsbeamte, welcher fein Dienſteinkommen aus der 
Staatskaſſe bezieht, erhält aus derſelben eine lebenslängliche Penſion, wenn er 
nach einer Dienſtzeit von wenigſtens zehn Jahren in Folge eines körperlichen 
Gebrechens oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zu 8 
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Erfüllung feiner Amtspflichten dauernd unfähig iff, und deshalb in ben Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt wird. 

Iſt die Dienſtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder 
ſonſtigen Beſchädigung, welche der Beamte bei Ausübung des Dienſtes oder aus 
Veranlaſſung deſſelben ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, ſo tritt die 
Penſionsberechtigung auch bei kürzerer als zehnſähriger Dienſtzeit ein. 


$. 2. i 

Die unter dem Vorbehalte des Widerrufs oder der Kündigung angeſtellten 
Beamten haben einen Anſpruch auf Penſion nach Maßgabe dieſes Geſetzes nur 
dann, wenn fie eme in den Beſoldungsetats . Stelle bekleiden. 

Es kann ihnen jedoch, wenn ſie eine ſolche Stelle nicht bekleiden, bei ihrer 
Verſetzung in den Ruheſtand eine Penſion bis auf Höhe der durch dieſes Geſetz 
beſtimmten Sätze bewilligt werden. 

§. 3. 

Die bei ben Auseinanderſetzungsbehörden beſchäftigten Oekonomiekommiſ⸗ 
farien und Feldmeſſer, ſowie die bei Landesmeliorationen beſchäftigten Wieſen⸗ 
bautechniker und Wieſenbaumeiſter haben nur inſoweit einen Anſpruch auf Penſion, 
als ihnen ein ſolcher durch den Departementschef beſonders beigelegt worden iſt. 

Wie vielen dieſer Beamten und nach welchen Dienſteinkommenſätzen die 
Penſionsberechtigung beigelegt werden darf, wird durch den Staatshaushalts⸗Etat 
beſtimmt. Für jetzt bewendet es bei den hierüber durch Königliche Erlaſſe gege- 
benen Vorſchriften. uy 


Das ie Geſetz findet auch auf die Oberwachtmeiſter und Gen⸗ 
darmen der Landgendarmerie Anwendung; dagegen erfolgt die Penfionirung der 
Offiziere der Landgendarmerie nach den für die Offiziere des Reichsheeres gelten⸗ 
den Vorſchriften. T | 


Beamte, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen übertragenen ٤۶۴ 
nur nebenbei in Anſpruch genommen, oder welche ausdrücklich nur auf eine be⸗ 
ſtimmte Zeit oder für ein feiner Natur nach vorübergehendes Geſchäft angenom⸗ 
os E „erwerben keinen Anſpruch auf Penſion nach ben Beſtimmungen 

ieſes Geſetzes. 

00 ob eine Dienftftellung eine folche ift, daß fie bie Zeit und Kräfte 
eines Beamten nur nebenbei in Anſpruch nimmt, entfcheidet mit Ausſchluß des 
Rechtsweges die dem Beamten vorgeſetzte Dienſtbehörde. | 


$. 6. 
Auf die Lehrer an den Univerfitäten iff biefe8 Geſetz nicht anwendbar. 
Dagegen find die Beſtimmungen deſſelben anzuwenden auf alle Lehrer und 
Beamten an Gymnaſien, Progymnaſien, Realſchulen, Schullehrer⸗Seminarien, 
Taubftummen, und Blindenanſtalten, Kunſt⸗ und höheren Bürgerſchulen. go 
(Nr. 7987.) uf 


— 270 — 


Aufbringung ber Penſion für diejenigen unter ihnen, deren Penſion nicht aus 
allgemeinen Staatsfonds zu gewähren iſt, kommen die Vorſchriften der Verord⸗ 
nung vom 28. Mai 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 214.) zur Anwendung. 


l و6‎ 
Wird außer dem im zweiten Abſatz des F. 1. bezeichneten Falle ein Be- 
amter vor Vollendung des zehnten Dienſtjahres dienſtunfähig und deshalb in 
den Ruheſtand verſetzt, ſo kann demſelben bei vorhandener Bedürftigkeit mit 
Königlicher Genehmigung eine Penſion entweder auf beſtimmte Zeit oder lebens⸗ 
länglich bewilligt werden. 


§. 8. 
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$. 9. 
Bei jeder Penſion werden überſchießende Thalerbrüche auf volle Thaler 
abgerundet. e 10 


Der Berechnung der Penſion wird das von dem Beamten zuletzt bezogene 
geſammte Dienſteinkommen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von ۰+ 
oder Dienſtaufwandskoſten gewährt wird, nach Maßgabe der folgenden näheren 
Beſtimmungen zu Grunde gelegt. 

1) Feſtſtehende Dienſtemolumente, namentlich freie Dienſtwohnung, ſowie 
die anſtatt derſelben gewährte Miethsentſchädigung, Feuerungs⸗ und Er- 
leuchtungsmaterial, Naturalbezüge an Getreide, Winterfutter u. ſ. w., 
ſowie der Ertrag von Dienſtgrundſtücken kommen nur inſoweit zur An⸗ 
rechnung, als deren Werth in den Beſoldungsetats auf die Geldbeſoldung 
des Beamten in Rechnung geſtellt, oder zu einem beſtimmten Geldbetrage 
als anrechnungsfähig وی‎ ift. 

2) Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach fteigenb und fallend find, 
werden nach den in den Beſoldungsetats oder ſonſt bei Verleihung des 
Rechts auf dieſe Emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen und in 
Ermangelung ſolcher Feſtſetzungen nach ihrem durchſchnittlichen Betrage 
waͤhrend der drei letzten Kalenderjahre vor dem Jahre, in welchem die 
Penſion feſtgeſetzt wird, zur Anrechnung gebracht. 

3) Bloß zufällige Dienſteinkünfte, wie widerrufliche Tantieme, Kommiſſions⸗ 
gebühren, außerordentliche Remunerationen, Gratifikationen und der⸗ 
gleichen kommen nicht zur Berechnung. 

4) Das 
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4) Das geſammte zur Berechnung zu ziehende Dienſteinkommen einer Stelle 
darf den Betrag des höchſten Normalgehalts derjenigen Dienſtkategorie, 
zu welcher die Stelle gehört, nicht überſteigen. 

Ohne dieſe Beſchränkung kommen jedoch ſolche Gehaltstheile oder 
Beſoldungszulagen, welche zur Ausgleichung eines von dem betreffenden 
Beamten in früherer Stellung bezogenen Dienſteinkommens demſelben 
mit Penſionsberechtigung gewährt inb, zue vollen Anrechnung. 


ہی — 


5) Wenn das nach den Beſtimmungen dieſes Nager ermittelte Ein⸗ 
kommen eines Beamten insgeſammt mehr als 4000 Rthlr. beträgt, wird 
von dem überſchießenden Betrag nur die Hälfte in Anrechnung gebracht. 


$. 11. 


Ein Beamter, welcher früher ein mit einem höheren Dienſteinkommen ver⸗ 
bundenes Amt bekleidet und dieſes Einkommen wenigſtens Ein Jahr lang bezogen 
hat, erhält, ſofern der Eintritt oder die Verſetzung in ein Amt von geringerem 
Dienſteinkommen nicht lediglich auf ſeinen im eigenen Intereſſe geſtellten Antrag 
erfolgt oder als Strafe auf Grund des $. 16. des Geſetzes, ا‎ dienb die Dienſt⸗ 
vergehen der nicht richterlichen Beamten u. f. w., vom 21. Juli 1852. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 465.), oder des S. 1. des Geſetzes, betreffend einige Abänderungen 
des Geſetzes über die Dienſtvergehen der Richter vom 7. Mai 1851. u. ſ. w., 
vom 22. März 1856. (Geſetz⸗Samml. S. 201.) gegen ihn verhängt ift, bei 
ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand eine nach Maßgabe des früheren höheren 
Dienſteinkommens unter Berückſichtigung der geſammten Dienſtzeit berechnete 
SDenfion; jedoch foll die geſammte Penſion das letzte penſionsberechtigte Dienft- 
einkommen nicht überſteigen. F 

§. 12. 


Das mit Nebenämtern oder Nebengefchäften verbundene Einkommen be, 
gründet nur dann einen Anſpruch auf Penſion, wenn eine etatsmäßige Stelle 
als Nebenamt bleibend verliehen iſt. 

§. 13, 

Die Dienſtzeit wird vom Tage der Ableiſtung des Dienſteides gerechnet. 
Kann jedoch ein Beamter nachweiſen, daß ſeine Vereidigung erſt nach dem Zeit⸗ 
punkte ſeines Eintritts in den Staatsdienſt ſtattgefunden hat, ſo wird die Dienſt⸗ 
zeit von dieſem Zeitpunkte an gerechnet. 


$. 14. 


Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, 
während welcher ein Beamter: 

1) unter Bezug von Wartegeld im einſtweiligen Ruheſtand nach Maßgabe 
der Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852. y 87. Nr. 2. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 465.), der Erlaſſe vom 14. Juni 1848, (Geſetz⸗Samml. 
©. 153.) und 24. Oktober 1848. (Geſetz-Samml. S. 338.) und der 
Verordnung vom 23. September 1867, $. 1. Nr. 4. (Geſetz⸗Samml. 
S. 1619.), oder > 

(Nr, 7987.) 2) im 


R 


y TN 
* 


— 


— 


— 9m — 
2) im Dienſte des Norddeutſchen Bundes oder des Deutſchen Reichs fid) 
befunden hat, oder 


3) als anſtellungsberechtigte ehemalige Militairperſon nur vorläufig oder 
auf Probe im Civildienſte des Staats, des Norddeutſchen Bundes oder 
des Deutſchen Reichs beſchäftigt worden iſt, oder 


4) eine praktiſche Beſchäftigung außerhalb des Staatsdienſtes ausübte, 
inſofern und inſoweit dieſe Beſchäftigung vor Erlangung der Anſtellung 
in einem unmittelbaren Staatsamte Behufs der technischen Ausbildung 

„„in den Prüfungsvorſchriften ausdrücklich angeordnet ift, oder 


5) als Lehrer (F. 6.) das vorgeſchriebene Probejahr abhielt. 


6. 15. 
Der Eivildienftzeit wird bie Zeit des aktiven Militairdienſtes hinzugerechnet. 


§. 16. 


Ga. GL fast a Y Nan M. 
mete Do D 


Nur die in Die Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen oder 


Erſatztruppentheile abgeleiſtete Militairdienſtzeit kommt ohne Rückſicht auf das 
Lebensalter zur M Kod : 

Als Kriegszeit gilt in dieſer Beziehung die Zeit vom Tage einer anger 
ordneten Mobilmachung, auf welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobil⸗ 
machung. 

5. 17 


Für jeden Feldzug, an welchem ein Beamter im Preußiſchen oder im 
Reichsheer oder in der Preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine derart Theil ge⸗ 
nommen hat, daß er wirklich vor den Feind gekommen oder in dienſtlicher Stele 
lung den mobilen Truppen in das Feld gefolgt ift, wird demſelben zu der wirt 
lichen Dauer der Dienſtzeit Ein Jahr zugerechnet. 

Ob eine militairiſche Unternehmung in dieſer Beziehung als ein Feldzug 
anzuſehen iſt, und inwiefern bei Kriegen von längerer Dauer mehrere Kriegsjahre 
in Anrechnung kommen ſollen, dafür ift die nach $. 23. des ہے‎ S n vont 
27. Juni 1871. (Reichsgeſetzbl. S. 275.) in jedem Falle ergehende Beſtimmung 


des Kaiſers maßgebend. 


Für die Vergangenheit bewendet es bei den hierüber durch Königliche Er- 
laffe gegebenen Vorſchriften. 


$. 18. 
Die Zeit ۱ 
a) eines Feſtungsarreſtes von einjähriger und längerer Dauer, fowie 
b) der Kriegsgefangenſchaft 
aen nur unter beſonderen Umſtänden mit Königlicher Genehmigung angerechnet 
werden. 
$. 19. 
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8 $. 19. 

Mit Königlicher Genehmigung kann zukünftig bei der Anſtellung nach 
Maßgabe ber Beſtimmungen in den SS. 13. bis 18. zugeſichert und bei den jetzt 
ereits Angeſtellten angerechnet werden: 

1) die Zeit, während welcher ein Beamter 

a) fet es im In- oder Auslande als Sachwalter oder Notar fungirt, 
im Gemeinde-, Kirchen- oder Schuldienſte, im ſtändiſchen Dienfte, 
oder im Dienſte einer landesherrlichen Haus- oder Hofverwaltung 
ſich befunden, oder 

b) im Dienſte eines fremden Staates geſtanden hat; 

2) die Zeit praktiſcher Beſchäftigung außerhalb des Staatsdienſtes, inſofern 
und inſoweit dieſe Beſchäftigung vor Erlangung der Anſtellung in einem 
unmittelbaren Staatsamte herkömmlich wa. 

Die Anrechnung der unter 1. erwähnten Beſchäftigung muß erfolgen bei 
denjenigen Beamten, welche mit den im Jahre 1866. erworbenen Landestheilen 
D den unmittelbaren Staatsdienſt übernommen worden find, ſofern dieſelben auf 
dieſe Anrechnung nach den bis dahin für ſie maßgebenden Penſionsvorſchriften 
einen Rechtsanſpruch hatten. 

$. 20. 

Zum Erweiſe der Dienſtunfähigkeit eines feine Verſetzung in den Ruhe- 
ſtand nachſuchenden Beamten iſt die Erklärung der demſelben unmittelbar vor⸗ 
geesten Dienſtbehörde erforderlich, daß fie nach pflichtmäßigem Ermeſſen ben 

eamten für unfähig halte, ſeine Amtspflichten ferner zu erfüllen. 

Inwieweit noch andere Beweismittel zu erfordern, oder der Erklärung 
der unmittelbar vorgeſetzten Behörde entgegen für ausreichend zu erachten find, 
ängt von dem Ermeſſen der über bie Verſetzung in den Ruheſtand entſcheidenden 
ehörde ab. 

$. 21. 


Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrage 
eines Beamten auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt, erfolgt durch 
den Departements⸗Chef. Bei denjenigen Beamten, welche durch den König zu 
Ihren Aemtern ernannt worden find, ij die Genehmigung des Königs zur Ver⸗ 
ſezung in den Ruheſtand erforderlich. 


$. 22. 


Die Entſcheidung darüber, ob und welche Penſion einem Beamten bei 
feiner Verſetzung in den Ruheſtand zufteht, erfolgt durch den Departement8-Chef 
n Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter. 


§. 23. 


Gegen diefe Entſcheidung (S. 22.) ſteht dem Beamten nur bie Beſchreitung 

des Rechtsweges nach Maßgabe des SAN A betreffend die Erweiterung des 
echtsweges, vom 24. Mai 1861. (Geſetz-Samml. S. 241.) offen. 

Jahrgang 1872. (Nr. 7987.) 37 24. 


— 274 — 
' $. 24, 

Die Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf den Antrag oder 
mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Beamten ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt 
wird, mit dem Ablauf des Vierteljahres ein, welches auf den Monat folgt, in 
welchem dem Beamten die Entſcheidung über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand 
und die Höhe der ihm etwa zuſtehenden Penſion (S. 22.) bekannt gemacht 
worden iſt. : 

$. 25 


Die Penſionen werden monatlich im Voraus gezahlt. 
§. 26. 
Das Recht auf den Bezug der Penſion kann weder abgetreten noch ver— 
pfändet werden. 
In Anſehung der Beſchlagnahme der Penſionen bleiben die beſtehenden 
Beſtimmungen in Kraft. 8 2 
. 


Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht: 
1) wenn ein Penſionair das Deutſche Indigenat verliert, bis zu etwaiger 
Wiedererlangung deſſelben; j 
2) wenn unb fo lange ein Penſionair im Reihs- oder Staatsdienſte ein 
Dienſteinkommen bezieht, inſoweit als der Betrag dieſes neuen Dienſt⸗ 
einkommens unter Penſton nung der Penſion den Betrag des von dem 
Beamten vor ber Penſionirung bezogenen Dienſteinkommens überfteigt- 
l §. 28. 

Ein Penſionair, welcher in eine an ſich zur Penſion berechtigende Stellung 
des unmittelbaren Staatsdienſtes wieder eingetreten ift (§. 27. Nr. 2.), erwirbt 
für den Fall des Zurücktretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gewährung 
einer nach Maßgabe ſeiner nunmehrigen verlängerten Dienſtzeit und des in der 
neuen Stellung bezogenen Dienſteinkommens berechneten Penſion nur dann, wenn 
die neu hinzutretende Dienſtzeit wenigſtens ein Jahr betragen hat. 

Mit der Gewährung einer hiernach neu derechneten Penſion fällt bis auf 
Ha iy Betrages derſelben das Recht auf ben Bezug der früher bezogenen 

enſion hinweg. 

Daſſelbe gilt, wenn ein Penſionair im Deutſchen Reichsdienſte eine Pen 
ſion erdient. 

$. 29. 


Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penſion auf Grund ; 
der Beſtimmungen in ben SS. 27. und 28. tritt mit dem Beginn desjenigen 
ad Vi welcher auf das, eine fold) Veränderung nach fid) ziehende 

reigniß folgt. 

Im Falle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs ober im Staats” 
dienſte gegen Tagegelder oder eine anderweite Entſchädigung wird die Penſion 
für die erſten ſechs Monate dieſer Beſchäftigung unverkürzt, dagegen vom 
fiebenten Monate ab nur zu dem nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſigen 
Betrage gewährt. e 30 
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dabei ftattfindenden Verfahrens behält es bei ben Vorſchriften in den SS 56. 
bis 64. des Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der Richter und- die unfrei⸗ 
willige Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle oder in den -Ruheſtand, vom 
7. Mai 1851. (Geſetz⸗Samml. S. 218.) und in den F. 88. bis 93. des 
Geſetzes, betreffend die Dienſtvergehen der nicht ric erlichen Beamten, die Ver⸗ 
ſetzung derſelben auf eine andere Stelle ader in den Ruheſtand, vom 21. Juli 
1852, (Gefeg-Samml. S. 465.) ſein B en. 

Wird hiernach gemäß ج‎ M. des letzterwähnten Geſetzes von dem Rechts- 
mittel des Rekurſes an-das Staatsminiſterium Gebrauch gemacht, fo läuft die 
ſechsmonatliche Friſt zur Anſtellung der Klage wegen unrichtiger Feſtſetzung des 
Penſionsbetrages (F. 2. des Geſetzes, betreffend die Erweiterung des Rechtsweges, 
vom 24. Mai 1861., Geſetz⸗Samml. S. 241.) erft von dem Tage, an welchem 
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§. 31. 

Hinterläßt ein Penſionair eine Wittwe oder eheliche Nachkommen, fo wird 
die Penſion noch für den auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 

An wen die Zahlung erfolgt, beſtimmt die Provinzialbehörde, auf deren 
Etat die Penſion übernommen war. 

Die Zahlung der Penſion für den auf den Sterbemonat folgenden Monat 
kann auf Verfügung dieſer Behörde auch dann ſtattfinden, wenn der Verſtorbene 
Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er ge⸗ 
weſen iſt, in Bedürftigkeit hinterläßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um 
die Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung zu decken. 

Der über den Sterbemonat hinaus gewährte einmonatliche Betrag der 
Penſion kann nicht Gegenſtand einer Beſchlagnahme ſein. 


| $. 32. 
Iſt bie nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer als die 
SDenfion, welche dem Beamten hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 
31. März 1872. nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penſionirt 


worden wäre, ſo wird dieſe letztere Penſion an Stelle der erſteren bewilligt. 


Den in Folge der Aufhebung der Patrimonialgerichtsbarkeit aus dem 
Privatgerichtsdienſt in den unmittelbaren Staatsdienſt übernommenen oder bereits 
vor dieſer Aufhebung in den unmittelbaren Staatsdienſt übergegangenen Beamten 
wird die Zeit des Privatgerichtsdienſtes nach Maßgabe der Beſtimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes angerechnet. 

Den vormals Schleswig. Holfteinifchen Beamten wird die Zeit, welche fie 
als beeidigte Sekretaire oder Volontaire bei den Oberbeamten zugebracht haben, 


bei Feſtſtellung ihrer Dienſtzeit mit angerechnet. 


§. 34. 
Die Zeit, während welcher ein Beamter in den neu erworbenen Landes— 
theilen oder ein mit einem ſolchen Landestheile übernommener Beamter auch in 
(Nr. 7987.) einem 
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einem anderen Theile des Landes, welchem ſeine Heimath vor der Vereinigung 
mit Preußen angehört hat, im unmittelbaren Dienſte der damaligen Landes⸗ 
herrſchaft geſtanden hat, wird in allen Fällen bei der Penſionirung nach Maß⸗ 
gabe des gegenwärtigen Geſetzes in Anrechnung gebracht. 


$. 35. ۱ 

Hinſichtlich der Hohenzollernſchen, in den Preußiſchen Staatsdienſt über 

nommenen Beamten bleiben die Beſtimmungen unter Nr. 2. und 3. des Erlaſſes 
vom 26. Auguft 1854. (Geſetz⸗Samml. 1855. S. 33.) in Kraft. 


$. 36. 

Zuſicherungen, welche in Bezug auf dereinſtige Bewilligung von Penſionen 
an einzelne Beamte oder Kategorien von Beamten durch den König oder einen 
der Miniſter gemacht worden ſind, bleiben in Kraft. 

Doch finden auf Beamte, hinſichtlich deren durch Staatsverträge die Be⸗ 
willigung von Penſionen nach den Grundſätzen fremdländiſcher Penſionsbeſtim⸗ 
mungen zugeſichert worden iſt, die Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes in⸗ 
ſoweit Anwendung, als ſie für die Beamten günſtiger ſind. 

§. 37. ; 

Die im §. 79. des Geſetzes, betreffend bie Verfaſſung und Verwaltung 
der Städte und Flecken in der Provinz Schleswig⸗Holſtein, vom 14. April 
1869. (Geſetz⸗Samml. S. 589.) feſtgeſtellte Verpflichtung der Staatskaſſe zur 
antheiligen Uebernahme der Penſionen ſtädtiſcher Beamten wird durch das gegen- 
wärtige Geſetz nicht berührt. a 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. April 1872. in Kraft. Mit 
dieſem Zeitpunkte treten, ſoweit nicht durch §. 32. Ausnahmen bedingt werden, 
alle den Vorſchriften dieſes Geſetzes entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere 
das Penſionsreglement für die Civil⸗Staatsdiener vom 30. April 1825. und die 
daſſelbe ergänzenden, erläuternden und abändernden Beſtimmungen außer Kraft. 
Wo in den beſtehenden Geſetzen und Verordnungen auf dieſelben Bezug genommen 
wird, kommen die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes zur Anwendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. März 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


Redigirt im Büreau des Staatse Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Obers Hofbuchdruckerei 
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